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Schaufenster
für das

Jubiläum
2017

Als Plattform und Schau-
fenster aller Initiativen
zum Reformationsjubilä-
um 2017 versteht sich das
Luther-Forum Thüringen,
das gestern gegründet
wurde. Landesbischof
Kähler hofft, dass so mehr
Transparenz und Beteili-
gung möglich werde.

Von Karsten JAUCH

ERFURT.
Thüringens Finanzministerin
Birgit Diezel (CDU) brachte
auf es auf den Punkt. Bei der
Vorbereitung auf das Refor-
mationsjubiläum sollten Thü-
ringen und Sachsen-Anhalt
ohne Neid miteinander arbei-
ten. Schon 2007 hatte Sach-
sen-Anhalt vorgelegt, indem
ein Lenkungsausschusss ge-
gründet und ein Lutherweg
eingeweiht wurde. So ent-
stand der Eindruck, dass
Thüringen das Nachsehen
hat. Das Luther-Forum Thü-
ringen, das gestern im Augus-
tinerkloster gegründet wurde,
will nun die Thüringer Veran-
staltungen, Arbeitsgruppen
und Initiativen bündeln. Das
Luther-Forum ist als Schau-
fenster der Aktivitäten rund
um die Lutherdekade geplant,
sagte dessen Sprecher Thomas
A. Seidel. Einmal im Jahr will
man sich öffentlich präsentie-
ren. Neben Kirchen, Landes-
regierung und den Luther-
städten Altenburg, Erfurt,
Weimar, Schmalkalden und
Eisenach seien auch private
Interessenten eingeladen. Je-
der sei willkommen, versicher-
te Landesbischof Christoph
Kähler, um das kulturelle Erbe
der Reformation lebendig zu
halten. Finanzministerin Die-
zel forderte, das Jubiläum
müsse mehr sein als ein Streit
um Fördermittel für Baumaß-
nahmen. Werner von Trütz-
schler vom Thüringer Kultus-
ministerium verwies indes
darauf, dass allein für die not-
wendigen Baumaßnahmen
bis zum Jahre 2017 ein Inves-
titionsbedarf von mehr als 60
Millionen Euro ermittelt wor-
den sei. Bekannt sei aber auch,
dass 18 Thüringer Museen
schon jetzt 91 Veranstaltungen
planen. Der Wittenberger
Propst Siegfried Kasparick ver-
wies auf das steigende interna-
tionale Interesse am Reforma-
tionsjubiläum, warnte aber vor
einem Dominanzanspruch.

THÜRINGEN

Netzwerk
krimineller

Rocker
Kriminelle und als gewalt-
bereit geltende Motorrad-
gangs sind nach Angaben
des Innenministeriums
über Thüringen verteilt.

Von Kai MUDRA

ERFURT.
Unter Beobachtung Thüringer
Sicherheitsbehörden stehen of-
fenbar neben dem „Bandidos
MC“ in Jena und Weimar so-
wie dem Ableger „Chicanos
MC“ in Apolda auch der
„Stahlpakt MC“ mit elf Grup-
pierungen im Land sowie der
„Red Devils MC“ Saalfeld
und die „Road Eagels“. Neben
der Polizei interessiert sich
der Verfassungsschutz für das
Treiben der Motorradgangs
im Freistaat, als einen der
Schwerpunkte bei der Vor-
feldbeobachtung organisier-
ter Kriminalität.

Die Linkspartei warf den Si-
cherheitsbehörden vor, die Ro-
ckerkriminalität in Thüringen
seit Jahren zu unterschätzen.

Zu den Bandidos, die vor
kurzem durch den mysteriö-
sen Tod eines Anwärters in
Weimar aufgefallen waren,
erklärte das Innenministeri-
um gestern, dass zehn feste
Mitglieder sowie drei Proban-
den und sieben Anwärter be-
kannt seien. Einige der Le-
bensgefährtinnen der Gang-
Mitglieder würden in Jena,
Erfurt und Weimar der Woh-
nungsprostitution nachgehen.
Daraus hätten sich bisher aber
keine strafrechtlichen Delik-
te ergeben, hieß es in der Ant-
wort auf eine Anfrage der
Linksfraktion. Zudem sollen
Bandidos in den vergangenen
Jahren bei Auftritten der rech-
ten Szene aber auch durch
das Verwenden verfassungs-
feindlicher Kennzeichen auf-
gefallen sein. In einem Fall
wurde Schutzgelderpressung
bekannt. Zudem ermittelt die
Staatsanwaltschaft Gera ge-
gen mehrere Gang-Mitglieder.

FDP-Parteitag
in Zeulenroda

ERFURT.
Die Thüringer FDP will auf ih-
rem Parteitag am Wochenen-
de turnusgemäß einen neuen
Vorstand wählen. Nach TA-
Informationen werden Dirk
Sterzik, Kreischef im Ilmkreis,
und Heidemarie Bischoff aus
dem Wartburgkreis aus dem
Vorstand ausscheiden. Als
Nachfolger gilt unter ande-
rem der Landesvorsitzende
des Liberalen Mittelstands
und Erfurter Kreischef, Tho-
mas Kemmerich. Unklar ist,
ob sich der Ostthüringer Da-
niel Scheidel wieder zum
Stellvertreter von Parteichef
Uwe Barth wählen lassen will.
Nach einer Drogen-Affäre war
der 48-Jährige als Referatslei-
ter für Wirtschaftsförderung
der Stadt Altenburg entlassen
worden. Sein Amt als Kreis-
vorsitzender und Landesvize
ruht derzeit. Die Kandidaten
für die Landtags- und Bun-
destagswahl sollen erst auf ei-
nem Parteitag am 6. Dezem-
ber nominiert werden. Nach
eigenen Angaben hat die FDP
derzeit etwa 1800 Mitglieder.

Protest gegen
Aufmarsch

ALTENBURG.
Mit einer gemeinsamen Erklä-
rung haben sich elf Oberbür-
germeister − aus Thüringen,
Sachsen und Sachsen-Anhalt
− für einen stärkeren Einsatz
gegen Rechtsextremisten aus-
gesprochen. Sie reagierten da-
mit auf den für Samstag ge-
planten Nazi-Aufmarsch „Fest
der Völker” in Altenburg. Die
Politiker wollen nach eigenen
Angaben ein klares Signal an
die Einwohner, aber auch an
die Rechtsextremen setzen,
„dass braunes Gedankengut in
unseren Städten unerwünscht
ist”. Neben Altenburg sind die
Städte Borna, Chemnitz, Crim-
mitschau, Erfurt, Gera, Jena,
Plauen sowie Weimar, Zeitz
und Zwickau vertreten.

„Angst vor Stimmenverlusten“
Im TA-Gespräch: Petra Heß, SPD-Verteidigungspolitikerin, zur Diskussion um den Afghanistaneinsatz

Erst am Sonntag wurden deut-
sche Soldaten in Afghanistan
wieder angegriffen. Ist die Bun-
deswehr im Kampfeinsatz?

Nein. Die Bundeswehr ist
nicht in Afghanistan um zu
kämpfen, sondern für Wieder-
aufbauhilfe und Stabilisierung.
Sicher kommt es dabei zu Ge-
fechten. Bis zur Mandatsverlän-
gerung werden unsere Soldaten
dabei weiter ein besonderes An-
griffsziels sein. Die Taliban be-
obachten den Westen ganz ge-
nau und versuchen Einfluss auf
unsere Politik zu nehmen.

Aber die schnelle Eingreif-
truppe ist doch eindeutig ein
Kampfverband . . .

. . . Ja, sie ist eine Kampfein-
heit. Auch sie ist jedoch nicht

zum Angriff im Land, sondern
fungiert in Gefahrensituationen
als Feuerwehr. Ich habe vor
Ort selbst erlebt, wie die Truppe
einer Stammesgemeinschaft ge-
gen die Taliban zur Seite stand.

Sie sprachen von einer Feu-
erwehr − es sind aber Solda-
ten. Sollte man die Dinge
nicht unumwunden beim Na-
men nennen?

Unter dem Begriff Quick Reac-
tion Force kann sich die Bevöl-
kerung nur wenig vorstellen. Es
ist eben eine Feuerwehr die zur
Hilfe kommt, wenn es im wahrs-
ten Sinne des Wortes brennt.

Verharmlosen Bundesregie-
rung und auch die Koalitions-
parteien durch manche Wort-
wahl die Gefahrenlage − auch

aus Angst vor Verlust von
Wählerstimmen?

Auf uns lastet schon enormer
politischer Druck, gerade weil
die Bevölkerungsmehrheit den
Einsatz ablehnt. Da schwingt
die Angst vor politischem Bo-
denverlust stets mit − sicher
auch in mancher Wortwahl.

Wie gehen Sie damit um?

Mich haben schon Menschen
aus meinem Wahlkreis aufge-
fordert, ich solle unsere Solda-
ten zurück nach Hause holen −
und ich würde nichts lieber
tun. Aber das geht nicht. Viele
Bürger sehen die Notwendig-
keit all der Risiken des Einsat-
zes nicht recht begründet.
Doch es geht auch um unsere
Sicherheit hier in Deutschland.

Also streuen beispielsweise
Die Linke oder manche Grü-
ne Sand in die Augen der
Menschen, wenn sie ein Ende
des „Krieges“ fordern?

Ja, das ist politischer Opportu-
nismus und verkennt die Reali-
täten. Ich würde mir wünschen,
dass die Abgeordneten der Lin-
ken die ihnen offen stehende
Chance nutzen würden, sich in
Afghanistan einen persönli-
chen Eindruck zu verschaffen.
Soweit ich weiß, hat das näm-
lich noch niemand von ihnen
getan. Dann würden sie sehen,
welche Fortschritte für die Men-
schen und die Menschlichkeit
am Hindukusch bereits erreicht
wurden. Das müssen wir den
Bürgern besser vermitteln.

Gespräch: Christian FRÖHLICH

Petra HESS (49), Mit-
glied im Verteidigungs-
ausschuss des Bundesta-
ges, sieht die Bundes-
wehr in Afghanistan
nicht im Kampfeinsatz.
Wohl aber sieht die
SPD-Politikerin manche
offizielle Wortwahl zur
Gefahrenlage kritisch.

Von allem mehr
Deutsches Afghanistan-Engagement wird intensiviert / Angriffe auf Bundeswehr
Das Bundeskabinett hat die
Ausweitung der deutschen
Anstrengungen in Afghanis-
tan beschlossen. Indes gerät
die Bundeswehr immer
öfter ins Fadenkreuz
von Angriffen.
Scheinbar versu-
chen die Taliban mit
Anschlägen gezielt
die öffentliche Mei-
nung vor der anste-
henden Mandatsverlän-
gerung zu beeinflussen.

Von Christian FRÖHLICH

BERLIN/ERFURT.
Zwar hatte sich Bundesver-
teidigungsminister Franz Jo-
sef Jung (CDU) bei einem
TV-Interview gestern um ei-
nen Tag vertan. An der Tat-
sache, dass es einen neuen
Anschlag gegeben hat, ändert
dies aber nichts. Bereits am
Sonntag, nicht Montag, kam es
zum jüngsten Angriff auf deut-
sche Soldaten in Afghanistan.
Offenbar mit Raketen wurde
der Stützpunkt des Wiederauf-
bauteams (PRT) in Kundus an-
gegriffen. Drei Geschosse schlu-
gen dabei auf dem Flugplatz des
PRT ein, eine Rakete in das La-
ger selbst. Wie das Einsatzfüh-
rungskommando der Bundes-
wehr dieser Zeitung bestätigte,
kam es dabei weder zu Perso-
nen-, noch zu nennenswertem
Sachschaden. Glimpflich verlie-
fen auch zwei Attacken, die sich
am Samstag ereignet hatten.
Mit sogenannten improvisier-
ten Sprengsätzen, also selbstge-
bauten Sprengfallen, die meist
am Straßenrand durch Vorbei-
fahren ausgelöst werden, wur-
de eine Einheit der schellen
Eingreiftruppe (Quick Reaction
Force) angegriffen. Die Kampf-
einheit war auf dem Weg von
Kundus nach Masar-i-Scharif.

Die dabei in ein Fahrzeug
eingedrungenen Splitter
hätten niemand verletzt,
so der Militärsprecher.

Eindeutig lässt sich in den
letzten Tagen und Wochen ei-
ne Häufung von Angriffen auf
deutsche Soldaten feststellen.
Diese Intensität ist gut einen
Monat vor der Mitte Oktober
geplanten Mandatsverlängerung
für den Einsatz sicher kein Zu-
fall. Experten gehen davon aus,
dass aufständische Taliban und
Terroristen sehr genau die in-
nenpolitischen Diskussionen

in den Nato-Ländern
beobachten. Mit nun-
mehr 3300 Soldaten
am Hindukusch und
als ein wesentlicher
Truppensteller im

Norden des Lan-
des sieht sich
die Bundes-
wehr davon
kaum aus-
genommen.

Die Häufung
von Angriffen könnte aus Sicht
der Streitkräfte durchaus das
Ziel haben, eine Mandatsver-
längerung zu verhindern. Dies
bestätigte der TA ein Sprecher
des Einsatzführungskomman-
dos in Potsdam, wo die Aus-
landsaktivitäten der Streitkräf-
te koordiniert werden.

Die Grundlagen für die Man-
datsentscheidung hat unterdes-
sen gestern das Bundeskabinett
festgelegt. Mit dem zivilen Wie-
deraufbau, der Polizeiausbil-
dung und auch dem Militärein-
satz sollen alle drei Aspekte des
deutschen Afghanistans-Kon-
zepts ausgeweitet werden. Im
Prinzip steht nun also keine
grundsätzlich neue Strategie
auf dem Plan. Zwar soll der zi-
vile Aufbau inklusive der Poli-
zeiausbildung stärker gewich-
tet werden, aber auch mehr
deutsche Soldaten sollen in
Zukunft zum Einsatz kommen.
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HARTES TRAINING:
Soldaten der schnellen Ein-
greiftruppe werden in Übun-

gen auf Angriffe
vorbereitet.

Exekution
wegen Romanze
aufgeschoben

Wegen einer angeblichen
Liebesaffäre zwischen
Richterin und Staatsan-
walt in einem US-Mord-
prozess wurde die Hin-
richtung eines Doppelmör-
ders vorerst verschoben.

WASHINGTON.
Der Verurteilte Charles Dean
Hood hatte das vor 18 Jahren
gegen ihn verhängte Todesur-
teil mit der Begründung ange-
fochten, wegen einer Roman-
ze zwischen der Richterin und
dem Ankläger sei sein Recht
auf einen unparteiischen Rich-
ter und einen fairen Prozess
verletzt worden. Ein Gericht
in Texas befand am Montag
(Ortszeit), Hoods eigentlich
für Mittwoch geplante Hin-
richtung müsse so lange aus-
gesetzt werden, bis der Vor-
wurf geklärt sei. Dazu sollten
die beiden Juristen am Freitag
vor Gericht aussagen − zwei
Tage nach Hoods Exekutions-
termin. Mehr als 20 US-Rich-
ter haben den texanischen
Gouverneur Rick Perry zum
Aufschub einer Hinrichtung
um 30 Tage aufgefordert. Die
Liebschaft habe „eine wichti-
ge Auswirkung auf die Fähig-
keit des Justizsystems gehabt,
Herrn Hood einen unparteili-
chen und ausgewogenen Pro-
zess zu ermöglichen“. Zu den
Unterzeichnern des Appells
zählt ein früherer Justizminis-
ter sowie ein Staatsanwalt, der
an der Aufklärung der Water-
gate-Affäre beteiligt war. AFP

4500
Mann soll die Obergrenze
für deutsche Soldaten in
der internationalen Schutz-
truppe ISAF künftig betra-
gen. Die zusätzlich 1000
Mann seien nur Reserve.

140
Millionen Euro stellt die
Bundesrepublik für den
jährlichen zivilen Wieder-
aufbau bis 2010 zur Verfü-
gung. Das entspricht 40
Prozent mehr als bisher.

2,634
Milliarden Euro kostete der
Streitkräfteeinsatz in Af-
ghanistan bisher. Dies er-
rechnete der Bundestags-
verteidigungsausschuss aus
Kostenkalkulationen.

Fernsehen bei Vergewaltigung
Inzestfall in Polen erinnert an Amstetten / Vater missbraucht Tochter und zeugt mit ihr zwei Söhne

milie bis vor kurzem unter ei-
nem Dach. „Wir hatten Angst“,
berichtet die Mutter. „Er droh-
te uns offen mit dem Tod. Er
lachte, dass wir zu dumm seien,
um ihm irgendetwas nachzu-
weisen, und die Polizei zu däm-
lich, um ihn zu schnappen.“

Als der 45-jährige Vater aber
vor einigen Tagen mit der Axt in

Die Mutter guckte Fernse-
hen, wenn ihr Mann die
Tochter vergewaltigte. Das
Martyrium einer jungen Po-
lin fand nach sechs Jahren
sein Ende. Jetzt sucht die
Polizei nach den beiden Söh-
nen aus der Inzestbeziehung.

Von Gabriele LESSER

WARSCHAU.
Zweimal in der Woche habe
ihr Mann die 14-jährige Toch-
ter vergewaltigt. Immer von 20
bis 21 Uhr. „Ich habe in der Zeit
Fernsehen geguckt“, bekennt
Teresa B. tonlos. Sechs Jahre
lang habe er die Tochter immer
wieder eingesperrt, wenn sie
ihm nicht zu Willen sein wollte,
sie geschlagen, vergewaltigt und
zwei Kinder mit ihr gezeugt. Die
Mutter der heute 21-jährigen
Alicja zuckt mit den Schultern:
„Als ich mit ihm reden wollte,
sagte er, dass er ein Recht auf
sie habe und ihm auch ein biss-
chen Entspannung zustehe.“

Der Missbrauchsfall von Grod-
zisk erschüttert ganz Polen.
Denn der Inzestskandal im ös-

terreichischen Amstetten liegt
noch nicht allzu lange zurück.
Damals hatte Josef F. seine
Tochter 24 Jahre lang in ein Kel-
lerverlies gesperrt, sie regelmä-
ßig missbraucht und sieben Kin-
der mit ihr gezeugt. Nun star-
ren die Polen entsetzt auf ein
Holzhaus in einem Dorf Nord-
ostpolens. Dort wohnte die Fa-

der Hand und mit zwei Kumpa-
nen ins Haus ihres Verlobten
einbrach, sie entführte, zur
Großmutter brachte und dort
in ein Zimmer einsperrte, war
das Maß voll. Mutter und Toch-
ter gingen zur Polizei. Erst Tage
später konnte Krzystof B. in
Siedlce verhaftet werden. Er war
auf der Flucht. Mit einer Reise-

tasche in der Hand wartete der
arbeitslose Kraftfahrzeugmecha-
niker auf den Linienbus nach Ita-
lien. In Polizeigewahrsam soll er
den jahrelangen Missbrauch der
Tochter zugegeben haben.

Allerdings scheine er sich kei-
ner Schuld bewusst zu sein. Die
Schuld treffe vielmehr die Toch-
ter. Sie habe ihn verführt und
zum Sex gezwungen, soll er ge-
sagt haben. Wenn er nicht mit ihr
schlafe, soll sie gedroht haben,
gehe sie zur Polizei und zeige
ihn wegen Vergewaltigung an.

Die Polizei, die Krzysztof B.
für zunächst drei Monate ver-
haftet hat, sucht nun nach den
beiden Söhnen Alicjas. Eine
DNA-Überprüfung soll klären,
ob der Vater Alicjas auch der
Vater ihrer Kinder ist. Bei den
Geburten soll er im Kreißsaal
zugegen gewesen sein, die Toch-
ter dann aber gezwungen haben,
die Kinder zur Adoption freizu-
geben. Nachbarn waren die
Schwangerschaften nicht auf-
gefallen, da die junge Frau das
Haus kaum verließ. Besuchern
gegenüber wie auch später im
Krankenhaus sagte sie, der Va-
ter der Kinder sei unbekannt.ABGEFÜHRT: Auf der Flucht wurde Inzestvater Krzysztof B. gefasst und verhaftet.


